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Vollzug des Thüringer Transparenzgesetzes (ThürTG)

lhr Antrag vom 09.06.2020 nach § 4 ThürTG auf Zugang zu lnformatio-
nen durch Übersendung ,,des Protokolls oder der Niederschrift" des
Treffens der Rundfunkreferenten der Länder am 21.02.2018"

Aufgrund des o.g. Antrags ergeht folgender

Bescheid:

I.

1 . Der Antrag auf lnformationszugang nach § 4 ThürTG wird abgelehnt.

2. Dieser Bescheid ergeht kostenfrei.

Gründe:

il.

Mit Schreiben vom 09.06.2020 an die Thüringer Staatskanzlei beantragten Sie
nach § 4 ThürTG den Zugang zu lnformationen durch elektronische Übersen-
dung ,,des Protokolls oder einer Niederschrift" über die Sitzung der Arbeits-
gruppe ,,Rundfunkbeitrag" der Rundfunkreferenten der Länder vom 21.02.
2018.

Der Antragsteller hat zwar grundsätzlich einen Anspruch auf Zugang zu amt-
lichen lnformationen nach ThürTG, denn die Thüringer Staatskanzlei gehört
zu den Behörden im Sinne von § 2 Abs. 1 ThürTG.

Der lnformationszugang durch Offenlegung des Protokolls bzw. der Nieder-
schrift des Treffens der Rundfunkreferenten der Länder vom 21 .02.2018 ist im
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konkreten Fall aber zum Schutz öffentlicher Belange ausgeschlossen (§ 12

ThürTG), denn nach § 12 Abs. 1 Nr. 3b)ThürTG ist der Zugang zu lnformati-
onen zu versagen, wenn er Angaben und Mitteilungen von öffentlichen Stellen
erfasst, die nicht dem Geltungsbereich dieses Gesetzes unterfallen. Dies be-
trift insbesondere öffentliche Stellen des Bundes und anderer Bundesländer.
Die Regelung stellt insoweit eine Konkretisierung des Ablehnungsgrundes
nach § 12 Absatz 1 Nr.1 Buchstabe a) dar und soll den ungehinderten lnfor-
mationsfluss sicherstellen, insbesondere soweit im Bund oder in den Ländern
kein allgemeiner Anspruch auf Zugang zu amtlichen lnformationen besteht o-
der andere Verweigerungsgründe normiert wurden. Die Unbefangenheit der
Beratung unter den Ländern erfordert eine fortdauernde Vertraulichkeit des
koordinierenden Austauschs. Der Austausch von Kenntnissen und Stellung-
nahmen unter den Ländern verfolgt den Zweck, Sachverhalte von allen Seiten
beleuchten und bewerten zu können. Eine Offenbarung der lnformationen
kommt daher nur bei Einwilligung der betroffenen öffentlichen Stelle in Be-
tracht.

Die Beratungen der Arbeitsgruppe ,,Rundfunkbeitrag" finden im 16-Länder-
kreis stati. Vorsitzland der Arbeitsgruppe ist das Land Niedersachsen. Diese
Länder unterfallen, mit Ausnahme von Thüringen, nicht dem Geltungsbereich
des ThürTG. Hierwäre somit die Einwilligung der übrigen Länder erforderlich.
Von einer Einwilligung war nicht pauschal auszugehen.
Einwilligungen der Länder zu der beantragten Freigabe der Sitzungsunterla-
gen, die der Entscheidungsvorbereitung und -findung dienen, liegen nicht vor
bzw. wurden bereits vom Land Niedersachsen auf Anfrage nicht erteilt. Daher
ist der Antrag auf lnformationszugang abzulehnen.

Die Beantwortung der Anfrage auf lnformationszugang ist nach § 15 ThürTG
grundsätzlich kostenpflichtig. Gem. § 1 Abs. 7 Nr. '1 Thüringer Verwaltungs-
kostengesetz (ThürVwKostG) trägt der Antragsteller die Kosten des Verfah-
rens. Allerdings besteht Verwaltungskostenfreiheit sofern es sich - wie hier-
um einfache schriftliche Auskünfte handelt.

Rechtsbehelfs beleh rung :

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wi-
derspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei der Thüringer Staatskanzlei, Referat 13, Regierungsstraße 73,
99084 Erfud einzulegen. Bei schriftlicher Einlegung des Widerspruchs ist die
Widerspruchsfrist nur gewahrt, wenn der Widerspruch noch vor Ablauf dieser
Frist bei der Thüringer Staatskanzlei eingegangen ist.

Anrufung des Landesbeauftragten für die lnformationsfreiheit

Sollten Sie lhr Recht auf lnformationszugang nach dem Thüringer Transpa-
renzgesetz verletzt sehen, können Sie zudem den Landesbeauftragten für die
lnformationsfreiheit anrufen. Die Bestimmungen über den gerichtlichen
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